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am 28„Januar 1959
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In Sachen

Klägerin und Reviaiora klägerin‚

?;qgeßbevollmäcbtig?eg_

gegen

die Bundesversichcrungaanstalt füf Angestellte?
Berlinewilmersdorf„ Ruhrstraße 2?

Beklagte und Revisionsbeklagte9

Beig91adenzl l) Bundesanstalt für Arbeits qvormitt»
- _

lung und Arbeitslosenversiche_

x1g„ Nurnbo1g„ krnuentorgraben
35 359 '

20)

PrOßéßbevolluächtiqjg zu 2): Rechtsanwälte9

hat éér l; Senät dés Buhdéésoziaigerichts

auf die mündliche‘Verhp ndlung vom 28 Januar 19599

an der mitgewirkt haben

'Präsident
_

„* 8 c h'n e i & e'rv
als Vors1tzend919

Bunde‘r1311ter ' P e n q u 1 t t ‘ und

Bundesrichterin Dr° 3 c h w a r z .
‚V

als leitere Berufe %richter„
Bundessozialrichtcr H e i n i n g ’ _und

Bundessozialrichter Dr„ F r i t z e m e y e r
als ehrenamtliche Beisitzer9

für Recht erkannt:

-Das Urtei]. des Laräes sozialgefichts Baden—Jürttém—

berg vom 21 Juni 1956 wird aufgehoben9 soweit es
die Angestellten— und Arbeits lasenversicherungs—
pflicht der Ä12tin Frau Dr S 1 für die Zeit
vom 7 Juli 1947 bis zum 30 April 1948 festge-
stelit hat Frau Lr S

'
war während dieser

Zeit vers1cheruxgd1rc1
Die Beklagte ha„ der Klägerin die außergerichtli«
chen Koraton des s11ahrens zu erstatteno

Von Rechts wegeno"
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"9;r„äßagle;i
‚ ' \ 'Freu Dro S: :

. war vom 70 Juli 1947 bis zum 510 Oktober 1949

als Assistenzärztin bei der Klägerin beschäftigt„ Sie arbeitete

bis zum 300 April 1948 in der inneren? anschließend in der gynä—

kologischen Abteilung und verdiente rdo 5009—— DM im Monate Die

Klägerin 5 ein nach homöopathieehen Grundsätzen geleitetes Kran;

kenhaus —
entriehtete für sie keine Sozialversieherungebeiträgeo

Eine Aufforderung der Allgemeinen Ortskrankenkasse (AOK„) Stutta

gart‚ die Beiträge zur Angestellten— und Arbeitslosenversiche«

rung nachzuzahlen, lehnte sie mit der Begründung eb‚ Frau Dro

S sei bei ihr zur homöopathischen und gynäkologischen

Auehildung tätig und däher_versicherüngsfrei gewesen (5 12 Nro4
AVG a°r„)„v * ”

In dem daraufhin eingéleiteten 8treitverfahren,bejähte das Ver—

sicherungeamt Stuttgart die Angestellten— und Arbeitslosenver—

sicherüngspflicht von Frau Era Sf ' .: Sie habe bereits 1939
’die Bestellung als Ärztin und 1945 die Anerkennung als Fachärz—

tin für innere Krankheiten erhalten; ihre spätere Tätigkeit

könne daher nicht? wie es @ 12 Nro 4 AVG a„Fo voraussetze9 der

Berufsausbildunggedient heben(Beschlußvom60501953)„Die
Beschwerde der Klägerin an das Obervereicherungeemt Stuttgart

ging mit demInkrafttreten des Sozialgerichtegesetzee (see)
als Klage auf des geeialgericht (SGO) Stuttga*t übero Dieses

lud Frau Dr5 8 ‘ eeqie die Bundesanstalt für Arbeitsvere
“mittlung und ArbeitslosénVersieherung zum Verfahren bei„ Es
stellte feet„ Frau Era S lm sei erst vom l° Mai 1948 an
angestellten— und arbeitelosenversicherungepfliehtig gewesen:

In der inneren Abteilung Habe Frau Dr° 3 zu ihrer wie—y
senseheftliehen Ausbildung für den zukünftigen Beruf gearbei—

tet‚ um die Heilkunde nach homöopathischen Grundsätzen zu er—
lernen und sich später als Fachär2tin für innere Krankheiten

mit dem Zusa%z “Homöopathie“ niéäerlassen su können; in der
gynäkologischen Abteilung dagegen habe sie zu ihrer_wiseen—

schaftlichen ■eiterbildung gearbeitet‚ so daß sie bis zum
300 April 1948 versieherungefrei unä'anschließenä versiche—

rungepflichtig gewe5en sei (Urteil vom 80301955)0 Der —ver—

.

“
3 "
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_ 3 _
spätet — eingelegten Berufung der Beklagten geb des Landessc—

zialgericht (LSGP) Baden—Jürttemberg etatt° Es gewährte der

Beklagten die Äiedereinsetzung in den vorigen Stand und bejeh—

te die Angestellten; und Arbeiteloeenversicherunéepflieht von
“Frau Dr„ S: für die gesamte Begebeftigunvef oits Di e wis—
senschaftliche Ausbildung eines Arntes sei mit der Anerkennung

.als Facharzt abgeschlossen° Frau Dr 3 sei eher Wäh—

rend ihrer geeemten Tätirkeit bei der Klägerin
ve rsicherungea

pfliehtig geresenf zumal sie nicht ele‚Volontärärztiny sondern

als plenmäßige Aseietenzärztin gearbeitet habe (Urteil vom 2106o

1956)0
„

' 1_
4

Das LSG„ ließ die Revieion zug Üie Klägerin legte gegen das,
ihr am 230 Äuguet 1956 Zügeetellte Urteil am 200 September 1956
Reviéion ein und begründete sie —

nach Verlängerung der Eegrün—

dungsfriet bis zum 23 November l956
— am.20 November 19560 Sie

beantragte, de 3 angei00huene Urteil abzuänöern und fee %tzu tellen‚

daß Freu DrD‘S
. in der Zeit vom 7 Juli 1947 bis 30 April

1948 weder ahgeetelltcn— noch arbeiteloeenvereicherungspflichtig

geweeen sei: Das LSG; habe der Beklagten zu Unrecht Jieäerein—
setzung in den vorigen Stenä gewährt ler Antreg auf fiederein—‘

setzung in den vorigen Stand sei erst nach dem Ablauf eines Jah-
reé seit dem Ende der Berufungefriet gestellt werden; er hätte
daher abgelehnt und die Berufung als unzulässig verworfen werden

”müssen (@ 67 Äb80575158 Absol SGG); Die Berufung sei auch un—
begründet geveeeno Damit ein Arzt den Zusatz ”Homöopathie“‚füh—

ren dürfe„ müsse er eine zusätzliche Ausbildung und Prüfung auf

.homö0pathischem Gebiet nachweisen, Bieee Ausbildung sei verei—
cherungefrei gewesen7 auch wenn ee sich um_einen Facharzt gehan—

deli; habeo " ‘

Die Beklagte beantragte? die Revision zurückzuweisen: Das LSG0

habe die diedereineetßung in den vorigen Stand zu Recht gewährto
Seine Entscheiäung sei auch in der Sache selbst richtig Im übri—

gen hätte die Klägerin die AOK Stuttgart als die zustänrlige Bei—
tragseinzugestelle verklagen müeseno

‚Die Beigeludenen schlossen sich dem Antrag der Beklagten ano
. . . _ „ . _ 4 +_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


__4_

' Die Revision ist zulässig und begründet„

.,
Die Klägerin hat das Urteil des LSü„ nur inseweit engefochten9

als es die Angestellten— und Arbeitslosenversichorungspflicht

von Frau Dre & für die Zeit vom 7°.Juli 1947 bis zum 300

-April 1948 betrifft° Hinsichtlich der Zeit vom 11 Mai 1948 bis “

zum 51„ Oktober 1949 ist die Entscheidung des LSGo bindendo

Die beim Oberversicherungsamt im Beschlußverfahren anhängig ge;

weeene 5aehe.ist mit dem Inkrafttreten<iee GGGals Feststellungs+

klege auf des SG° übe1g;egsngén (@@194 Abs 3 AVG a„F„9 55 215
Abs° 2 und 4 SGG)„ Gegenstand der Fest tellungcllafe ist der

Streit9 ob Freu Drc 5 in der Zeit vom 7‚ Juli 1947 bis

zum 30 April 1948 engestellten— und arbeitslosenversicberunge—

pflichtig are Eine Festtste11ungsklege dieses Inhalts ist zu»

läs sie (5 55 Abs 1 Nro—lsee)
Die Klägerin begehrt uoao die Feststellung‚ daß Frau Dr„ S

in der Zeit vom 71 Juli 1947 bis zum 300 April.1948 enge—°
Vstelltenver910herungsfrei Ware—Die Bundesversicherungsenstalt

für.Angestellte ist als Trägerin der Ängestelltenversic■erung

die richtige Bckicgtc & 121 Abs '5 AVGn 30 steht dem nicht
entgegeno Danach sind die Beit1e g°eirzugsucllen in Streitigkei—

1 ten uber die Angcecuelltenvermichor‘n( spf11eht.nür dann Partei;

5 wenn sie über die Ve1sicheru1w syflicht durch Verwaltungsakt

entschieden haben und dieser Ver*eltungsa t angefochten xirdo

Das ist nicht gescheheno Die AOK, S tuttg-rt als zuständige Bei—.4

tragseinzugstelle hat keinen Vertmaltung ekt über die Versiche—

rungsp1lioht von Fre u Dr 3 erlasseno Die Parteistellung
‚der Beklagten wird auch nicht €u1ch @ 12 Abso 2 der Durchfüh—

rungsverordnung (DVG) zur
Z1e1ten Lohnabzugsverordnung in Frage

—gestellte Satz 1 dies er Vorschrift b% tinmt zxar9 daß die Renten—

versiCherun■st1&ger im Streitverfahren über die Versichr‚trungs—

fpflicht durch die Beitrege e1nzugetellen vertreten" merden; nach

Satz 3 können uie Rentenversioherungsträger jedoch den Rechtsstreit

selbst führeng*was‚die Beklagte auch getan hat„ Der Senat‘breueht'

‚deshalb_nieht zu entscheiden‚ ob ä412 Abs° 2 DVG überhaupt noch
anzuwenden ist (Arte 5:5'2 AnVNG) und ob nach äiesér Vorschrift

die Beitragseinzugetellen nur Prozeßbevollmächtigte kraft Geset—

„ 5 _
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zes oder ?artei sind (vglo audi äes Urteil des erkennenden Se—

hats vom 4012;1957 _ 1.RA 118/55)0

Im Streit is nicht nur die Angestellten— sondern eüch die Ar—

beitslosenversieherungepfliehto Ob aus diesem Grund die Vorin—
'etenzen — statt-die Bundesahe elt für Arbeitevermittlung und Ar—

beit$loeenversioherung nur beizüleden — die Klägerin hätten
'veranlaesen miisan7 die Klage auch gegen die Bundeeenstelt zu

richten (@ 106 Absol SGG)‚ kann dahingeetellt bleiben° Der Rechts—

streit über die Versicherungspflieht Von Freu Dr„ S
‚}

ist

vor dem Inkrafttreten des SÖG anhängig gewordene An dem früheren

Besehlußverfehren waren alle Betröffenen in gleicher Noise zu
beteiligen„ Ein Untersehied'zviechen Beklagten und Beigelaäenen

bestand damals verfehrensreehtlieh nicht„ Im SGGist die ver—
fahrensrechtliehe Stellung ües Beklagten und Beigelaäenen stark

angenähert (@ 75 SGG)ODie Rechterreft eines Urteils eretreokt

sich in jedem Fall auch auf den Beigeladenen (@@699V14l Absol
SGG)„ Es Qäre eine mit der Pr02eßwirteehaftliehkeit nicht zu
vereinbarende.Überbewertung

proz seualer Förmliehkeiten‚ einen

Rechtsstreit allein zur Richtigetellung äer Parteirollen zurück—

Azuverweisen (vglo BSGO‚Urteil rem‚289901956_ 3'RK 32/55)0‘

Das LSG„ hat der Beklägten'mit Recht Naeheieht'wégenwiertVer—

*säumnis der Berufungsfriet gewährt„ Die Voraussetzungen für die—
Wieäereinsetrvng in den vorigen Stend sind gegebeng.die_ßeklagte

hat die Berufungsfrist "ohne Verschulden" versäumt (@ 67 Absol

‘SGG)„ Naeh der Rechtsprechung des 3unüeesezielgeriehts (BSGD)
i5t die Vereäumnis einer Rechtsmittelfriet denn nicht vereehul+

det? wenn die Rechtsmittelsehrift so rechtzeitig zur Post ge—

geben wird, daß sie bei einem normalen Peetgang reehtzeitig bei der

für die Einlegung des Rechtsmittels zuständigen Stelle eingehen

lmüßte (BSGOls„ 227)0 Das ist hier gesehenenoDasLSGOhat fest—
gestellty.daß die Beklagte die Berufuhgsschrift drei Tage vor
Fristablauf ab€esandt hatc Damit hat die Beklagte die Sorgfalt

beachtet9 die einem gewissenhaften Beteiligten zuzumuten ieto
Drei Tage Frist genügen üblicherteise für eine Briefbeförderung

'zwiechen Berlin und Stuttgärtü Mit einer unübliehen Verzögerung

-—6 „
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brauchte die Beklagte nicht zu
rechnen (vglo Urteil des erkennenden

Senats vom 26„2„l958 — 1 RA 174/56)0 Die Berufungsechrift ist um
einen Tag verspätet beim LSG° eingegangen° Die Beklagte hat die

versäumte Rechtshendlung also reohtzoitig nachgeholt9 so daß ihr

das Berufungsgericht auch ohne'beeonderen Antrag die Wiedereinset—‚

zung in den vorigen Stand gewähren durften Auf den Zeitpunkt der

Antragetellung durch die Beklagte kommt es deshalb nicht an (© 67
Abeo 2 SGG; BSGQ SozRo zu 5 67 SGG Da Nro 9); Bei dieser Saeh— und
Rechtslage braucht nicht geprüft

zu werden? ob äie Entscheidung des,

LSG„ über die Bewilligung der'■icäereineetzung in den vorigen Stand

nicht schon deewegen aufrechterhalten bleiben muß9 weil ein Bo_

schluß9 der die Wiedereineetzung billigt9 nicht anfechtbar ist
(5 67 Abeo 4 SGG; vgl° BSG° 6 30 256‚ 7 30 240; Breitheupt 1957

s„ 282)„ ‘ - ‘ “ "

Die Angeetelltenversicherungspflicht ist nach dem Recht eu beur—

teilen‚ des vor dem Inkrafttreten.des Angestelltenversicherungs—

Neuregelungsgeeetzes (AnVHG) vom 23„ Februar 1957 ge$olten hat

(Art„ 3 @7 ÄnVNG)ONach diesem ■ecrt eind Aeeistenzärzte‚ die
—wie Frau Dr° S. ‘

— in einer ?rivetklinik gearbeitet und

\

monatlich rd° 5009e— EM verdient haben9 dann versieEré—rungsfrei9

wenn sie zu ihrer wissenschaftlichen Ausbildung für den zukünfé

tigen—Beruf tätig waren (59 1'Absal Nro‚29 5 u° 12 Nr° 4 AVG a‚Fo)„

Ob dies der Fall ist‚'richtet sich nach demZweckder Tätigkeit ‘

,
und danach9 ob die Tätigkeit für den zukünftigen Beruf notwendig

war (vgl„ RVA° in AN„ 1925 50 203‚ l927 3„ 3509’1930‘so 212, 1931

So 232)3 Frau Erw 3
_

'n'wollte”sich als Fachärztin für innere

irankheiten mit dem Zusatz "Homöopathie" niederlaesen° Diese Zu—

eatzb;zeiohnung äarf nur geführt weräen, wenn eihe'entsprechende*
Ausbildung in der Homöopathie? einem Sondergebiet in der medizi—

‘nieehen Wissenschaft9 nachgewiesen wird° Aus diesem Grund bewarb
Sich Fran Dro ? um eine £eeistentenetelle in der inneren

Abteilung des Krankenhauses der Ylägerino Dieses Krankenhaus war
als bekanntes, nach homöopathischen Grundsätzen geleitetes Haus

zu einer soléhen Auebiläung in der Lage_und befugto 3eino innere‘

Abteilung war hierfür géeiénet$ weil dort die homöopathische Be—

handlungemethode besonders ausgeprägt zur Anwendung kommto Die ‘

Ausbildung erfolgte im Rennen der praktischen Arzttätigkeit auf

_ 7 _
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der Station„ Die zeit vom7“ Juli 1947bis zum30 April 19481
ist noch als engen;e seene Aaebiläungezeit anzuseheno E‘rau Dr 3

. war somit während dieser Zeit vereicherungsfreio

"nem steht nicht entgegen‚ daß Frau Dr .S„-„„ bereits seit

1945 als 3achärztin für innere Krankheiten anerkannt ieto‘Die

Auffassung des LbGo, versicherungefrei sei nur die Auebildungs—

zeit, die erforderlich sei? damit ein Arzt seinen Beruf selb—

ständig ausüben könne9 findet im Gesetz keine Stütze° Versiche—

rungefrei ist die für den "zukünftigen" Beruf erforderliche Aue—
bildungszeito Maßgebend ist demnach das Berufsziel + also die

Tätigkeit als homöope thieche Ärztin —‚ nicht die Möglichkeit

der selbständigen Berufeeueübung° Dies entspricht auch der Recht—

sprechung des Reichsversicherungea■ts, das nicht nur_die für

den prektizierenden Arzt‚ sondern auch die für den Facharzt ere

forderliche « längere —Ausbildungezeit als vereiöhexungsfrei

anerkannt hat (AN„ 1950 33 212)o ßaß.Frau—Dro 8 bei ,

der Klägerin Arzttätigkéit verrichtet und eine ?lanstelle in;

negehabt hat? ist kein Grund? die Vereicherungsfreiheit zu ver—

.
neinen° Abgesehen davon‚ daß sich die Ausbildung gerade im Reha

'
men der praktischen Arbeit vollzog? setzt @ 12 Nr„ 4 AVG a;Fo

nicht voraus; daß die Tätigkeit 'nu;*" der wie ecnechaftlichen

Ausbildung für den zukünftigen Beruf ä“l ert (RVA„9 ANO 1925

3 203)

Die Versieherungsfréiheit in der_Anäeetelltenvefsicherung hat

die Versicherungefreiheit in der Ärbeitslceenvereioherung zur

Folge (@ 69 ÄVÄVQ aoFo)o Eie‘ReVieion der Klägerin iet daher

begründetunädasUrteil dee.LSGoaufzuhebengsoweit es die An-
gestellten— und Arbeitsloeenvereicherungepflicht von Frau
Dro 5 L für die Zeit vom 70 Juli 1947 bis zum 500 April

1948 fes tge3tellt hat Dadurch wird das Urteil des 860 vom
‚80 März 1955 praktisch wiederhergeetellt‚ also im Efgehnis die’
Berufung der beklagten zurückgewiesen„ Zwar ergibt sich äiese

Entscheidung nicht aus dem Tenor des Urteils des SGO Darin hat

es nur fee. tyß@ tellt‚ daß Frau Dr„ S V in der Zeit vom 10

'Mai 1948 bis zum 310 Oktober 1949 verswcbcrungepillchtig wa
"und "im übrigen" die Klage abgewiesen° Aus dem

Zusamménhangr

—'8 _
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der Urteilsformel mit dem Tatbestand und den Gründen des Urteils

folgt aber‚ daß es sich insoweit um eine Formulierung des Tenore‘

handelt, die offensichtlich auf einem Versehen beruht; Das SG5 hat

die Klage abweisen wollen, soweit die Klägerin die Versicherunge—

freiheit für die zeit vom 1° mai 1948 bis zum 310 Oktober 1949 '

_ alsonicht für die Zeit vom7„ Juli 1947bis zum50„April 194844
festgestellt haben wollteo_' ‘

Die Koetenentecheidung beruht auf 5 195 SGG„ Die Aufwendungen der
Klägerin9 einer juristischen Person des Privatrechts‚ sind er—[

etattungsfähig (@ 193 Abs„ 4 339)0 Sie sind im wesentlichen durch

die Inanspruchnahme von Proze■tevollmäohtigten in der zweiten und

dritten Instanz entetenden‚ in denen nur noch ein Teil der Pest-

Stellungeklege im Streit nero Dieser ist zugunsten der Klägerin

entschieden werdeno Es ist daher angemessen9 die Beklagte zur
Erstattung der außergerichtliohen Aufwendungen der Klägerin zu

'Verurteileii° ' ‘ > '
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